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Streitgegenstand
Der konkrete Rechtsstreit entzündete
sich im Jahre 2009 daran, dass die
Hochschulleitung einer bayerischen
Universität den Dekanen und Professo-
ren mittels einer Dienstanweisung ei-
nen breit angelegten Pflichtenkreis zur
Verhütung von Arbeitsunfällen, Berufs-
krankheiten und arbeitsbedingten Ge-
sundheitsgefahren auferlegte. Die Wei-
sung umfasste unter anderem die
Pflicht, in eigener Verantwortung ent-
sprechende Anweisungen zu geben und
Maßnahmen zu treffen sowie arbeits-
medizinische Untersuchungen und
sonstige Maßnahmen zu veranlassen.
Insbesondere sollten Gefährdungsbeur-
teilungen des Lehrstuhls durchgeführt,
erforderliche Schutzmaßnahmen und
arbeitsmedizinische Vorsorgeaufwen-
dungen getroffen sowie Unterweisun-
gen der Mitarbeiter vorgenommen wer-
den. Die Dekane sollten die Arbeits-
schutzpflichten im Rahmen der jeweili-
gen Fakultät übernehmen, soweit dies
lehrstuhl- und institutsübergreifende
Maßnahmen erfordere. Das BVerwG

hob diese Übertragungsverfügungen als
zu unbestimmt auf. 

Einbeziehung von Professoren
in den staatlichen Arbeits-
schutz?

Das BVerwG stellte allerdings zunächst
klar, dass Professoren grundsätzlich in
den staatlichen Arbeitsschutz einbezo-
gen werden können, ohne dass die in
Art. 5 Abs. 3 GG verankerte Wissen-
schaftsfreiheit dem von vornherein ent-
gegenstehen müsse. Dies folgert das Ge-
richt daraus, dass zu den hauptberufli-
chen Aufgaben eines Professors nach
Maßgabe der Landeshochschulgesetze
(hier: Art. 9 Abs. 1 Nr. 5 BayHSchPG)
nicht nur die Wahrnehmung von Aufga-
ben in der Wissenschaft und Kunst, For-
schung, Lehre, Prüfung und Weiterbil-
dung gehört, sondern auch die Mitwir-
kung an der Hochschulverwaltung. Zur
Hochschulverwaltung gehöre unter an-
derem auch der staatliche Arbeitsschutz,
dessen zentrale Regelungen im Arbeits-
schutzgesetz (ArbSchG) niedergelegt
seien. Folglich könne, so das BVerwG,
die Mitwirkung im Bereich des Arbeits-
schutzes grundsätzlich zu einem Be-
standteil der hauptberuflichen Aufgaben
der Professorenschaft an ihrer jeweiligen
Hochschule gemacht werden. 

Pflichtenstellung der Professo-
ren kraft Amtes?

Grundsätzlich ist im staatlichen Hoch-
schulwesen der Dienstherr – also das je-

weilige Bundesland, vertreten durch das
Wissenschaftsministerium – originärer
Pflichtenträger des Arbeitsschutzes. Von
Gesetzes wegen wird diese Pflichtenstel-
lung jedoch auf diejenigen Personen
ausgedehnt, die als vertretungsberech-
tigte Organe des Dienstherrn fungieren
(§ 13 Abs. 1 Nr. 2 ArbSchG). Damit
rückt die Hochschulleitung (Präsident,
Rektor) kraft ihres Amtes in die arbeits-
schutzrechtliche Pflichtenstellung ein.

Dagegen kommen weder Dekane
noch Professoren automatisch als Pflich-
tenträger in Betracht. Sie mögen zwar
Fachvorgesetzte für das ihrem Arbeits-
bereich zugeordnete Personal sein und
diesem Weisungen bezüglich der Ar-
beitsvorgänge erteilen können. Anders
als Präsidenten und Rektoren sind sie
aber weder vertretungsberechtigte Orga-
ne der Hochschule (§ 13 Abs. 1 Nr. 2
ArbSchG), noch Personen, die mit der
„Leitung eines Unternehmens oder Be-
triebes“ im Sinne des § 13 Abs. 1 Nr. 4
ArbSchG beauftragt sind. Das BVerwG
stellt insofern klar, dass Lehrstühle und
Fakultäten keine eigenen Betriebe bzw.
Dienststellen im arbeitsschutzgesetzli-
chen Sinne und Professoren und Deka-
ne folglich keine Arbeitsschutzver-
pflichteten kraft ihres Amtes seien. 

Pflichtenstellung der Professo-
ren kraft dienstlicher Weisung?

Will der Dienstherr seine originäre ar-
beitsschutzrechtliche Pflichtenstellung
auf Dekane und Hochschullehrer über-
tragen, bedarf es mithin eines Delegati-
onsaktes. Das ist nach § 13 Abs. 2
ArbSchG möglich. Danach können
Dienstherren und Arbeitgeber zuverläs-
sige und fachkundige Personen schrift-
lich damit beauftragen, arbeitsschutz-
rechtliche Aufgaben in eigener Verant-
wortung wahrzunehmen. Diese Verant-
wortlichkeit reicht dabei nur so weit, wie

Delegation von Arbeitsschutz-
pflichten auf Professoren?
Das Urteil des Bundesverwaltungsgerichts und seine Folgen

|  W I L T R U D  C H R I S T I N E  R A D A U  |  Seit über zwei Jahr-
zehnten schwelt der Streit um die Zulässigkeit der Delegation von Arbeits-
schutzpflichten auf Dekane und Professoren. Der Deutsche Hochschulverband
hatte über drei Instanzen einen Musterprozess unterstützt. Nun hat der Streit
durch das Urteil des Bundesverwaltungsgerichts (BVerwG) vom 23. Juni 2016
(Az. 2 C 18.15) einen ersten Schlusspunkt gefunden: Eine pauschal-generalisie-
rende Pflichtenübertragung ist laut Gericht rechtswidrig, eine Delegation unter
bestimmten Voraussetzungen allerdings zulässig. Die Hürden sind jedoch hoch. 

A U T O R I N

Dr. Wiltrud Christine
 Radau ist Justitiarin im

Deutschen Hochschul-

verband.



der Beauftragte in seinem Arbeitsbereich
Befugnisse mit Weisungs- und Überwa-
chungsmöglichkeiten besitzt. Das
BVerwG betont daher, dass Professoren
eine arbeitsschutzrechtliche Verantwort-
lichkeit nicht gesamtfakultär und auch
nicht gegenüber anderen Professoren
übertragen werden könne, sondern nur
für ihren Lehrstuhl und das ihnen zuge-
ordnete weisungsabhängige Personal.

Nach Auffassung des BVerwG ist die
Delegation sogar gegen den Willen der
Professorenschaft möglich. Es verweist
insofern auf deren beamtenrechtliche
Stellung. Aus ihr resultiere die – gesetz-
lich in § 35 S. 2 BeamtStG verankerte –
grundsätzliche Pflicht, dienstliche An-
ordnungen auszuführen und allgemeine
Richtlinien zu befolgen. Das BVerwG
stellt klar, dass gerade diese Weisungsge-
bundenheit eine einseitige Beauftragung
ermögliche. 

Kriterien für die Delegation?
Allerdings hat das BVerwG hohe forma-
le und inhaltliche Hürden für den Dele-
gationsakt aufgestellt, um Professoren
vor einer rechtswidrigen Inpflichtnah-
me zu schützen. 

Zur rechtlichen Absicherung des In-
pflichtgenommenen müsse die Beauftra-
gung zwingend schriftlich erfolgen. Sie
dürfe weder Zweifel an der Person des
Beauftragten noch am genauen Umfang
der übertragenen Pflichten lassen. Män-
gel seien nicht durch mündliche Zusatz-
erläuterungen heilbar. 

Das BVerwG erteilt damit einer pau-
schal-abstrakten Übertragung der ar-
beitsschutzrechtlichen Pflichtenstellung
eine klare Absage. Insbesondere ein Be-
auftragungsschreiben, das den Adressa-
tenkreis unpräzise benennt, etwa indem
es für Dekane und Professoren gleicher-
maßen gilt und dabei allenfalls in der
einleitenden Formulierung auf den je-
weiligen Lehrstuhl oder das jeweilige
Dekanat Bezug nimmt, befindet das Ge-
richt für rechtswidrig. Hier helfe auch
nicht ein Hinweis, dass Dekane nur für
diejenigen Aufgaben zuständig seien, die
lehrstuhl- oder institutionsübergreifende
Maßnahmen erfordern. Es müssten wei-
terführende Angaben darüber enthalten
sein, wann genau dieses Erfordernis vor-
liege.

Auch im Übrigen sei zweifelsfrei
klarzustellen, wie weit der Pflichtenum-
fang des jeweiligen Beauftragten reiche
und von demjenigen der anderen Beauf-
tragten abzugrenzen sei. Das BVerwG
hält insbesondere Präzisierungen dahin-
gehend für notwendig, ob und in wel-
cher Form für den jeweiligen Arbeitsbe-
reich eigenständige Betriebsanweisun-
gen, arbeitsmedizinische Untersuchun-
gen oder Einrichtungen erforderlich sei-
en oder ob dies im Rahmen der Fakultät
oder der Gesamtuniversität einheitlich
erfolgen könne. 

Bei der Darstellung des zu übertra-
genden Pflichtenkanons legt das
BVerwG die Messlatte ebenfalls hoch
an. Zwar solle es dem Dienstherrn

grundsätzlich möglich sein, auf erläu-
ternde Ausführungen in beigefügten Be-
stätigungsformularen, Anleitungen zur
Erstellung von Gefährdungsbeurteilun-
gen sowie auf den Inhalt von Gefähr-
dungsbeurteilungen zurückzugreifen.
Das setze aber voraus, dass diese
Schriftstücke im unmittelbaren Zusam-
menhang mit der Pflichtenübertragung
stünden und ihrerseits sowohl konkret
als auch abschließend die übertragenen
Aufgaben präzisierten. 

Als zu unpräzise beurteilt das
BVerwG etwa eine Formulierung in ei-
nem Bestätigungsformular, wonach zur
Verhütung von Arbeitsunfällen, Berufs-
krankheiten und altersbedingten Ge-
sundheitsgefahren in eigener Verantwor-
tung „Einrichtungen zu schaffen und zu
erhalten“ seien und ferner geprüft wer-
den müsse, „ob arbeitsmedizinische Vor-
sorgeuntersuchungen erforderlich sind“.
Hier bleibe völlig offen, welche konkre-
ten Verpflichtungen und Anforderungen
sich im Einzelnen für den Beauftragten
ergeben.

Soll der Pflichtenkanon mithilfe von
Handreichungen zur Erstellung von Ge-
fährdungsbeurteilungen beschrieben
werden, wird dem Bestimmtheitsgebot
nach Maßgabe des BVerwG nur Rech-
nung getragen, wenn die Handreichun-
gen präzise und abschließende Katego-
rien enthalten, denen zu entnehmen ist,
auf welche Aspekte genau das Augen-
merk zu legen ist. Im Hinblick auf die
etwaige Beurteilung künftiger Gefahren-
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quellen seien konkrete Hilfestellungen
notwendig.

Sofern zur Auslegung des Pflichten-
kanons auf den Inhalt von Gefähr-
dungsbeurteilungen selbst Bezug ge-
nommen wird, dürfen – so das Gericht
– diese nicht auf unzureichenden Erstel-
lungshandreichungen beruhen und da-
mit nicht nur eine im Wesentlichen
selbst vorgenommene Beschreibung des
Status Quo beinhalten. 

Pflichtenstellung ohne Fach-
kunde?

Eine Pflichtenübertragung ist grund-
sätzlich immer nur in dem Umfang zu-
lässig, wie die Fachkunde des Verpflich-
teten reicht. Das BVerwG betont, dass
das Fachkundeerfordernis den Zweck
verfolge, die Inpflichtgenommenen vor
einer unsachlichen Pflich-
tenbegründung zu schützen.
Arbeitsschutzrechtliche
Maßnahmen zur Gefahrver-
hütung können nämlich nur
dann durch die Beauftragten
übernommen werden, wenn
sie über die erforderlichen Fähigkeiten
verfügen. Entsprechend verlangt das
BVerwG, dass die Fachkunde bereits im
Zeitpunkt der Beauftragung vorliegt.

Das BVerwG bindet den Anforde-
rungsmaßstab für die Fachkunde an die
Art der Tätigkeiten, die den Aufgaben-
bereich des Beauftragten kennzeichnen.
Die Anforderungen seien je nach Höhe
des Gefährdungspotentials der zu über-
wachenden Arbeitsplätze variabel; im
Bereich von Büro- und Bildschirmar-
beitsplätzen etwa hält das BVerwG sie
für weniger komplex als im Bereich von
Laborarbeitsplätzen. Das Gericht stellt
klar, dass die Fachkunde stets nur die
jeweiligen arbeitsplatzspezifischen Ge-
fährdungslagen abbilden müsse. Die An-
forderungen dürfen – so das BVerwG –
„nicht überspannt“ werden. 

Für den Nachweis der Fachkunde
lässt es das BVerwG nicht ausreichen,
dass der Dienstherr sie einfach als gege-
ben unterstellt, etwa aufgrund des „typi-
schen Werdegangs“ eines Professors.
Ferner könne als Beleg auch nicht auf
eine vom Inpflichtgenommenen selbst
erstellte Gefährdungsbeurteilung Bezug
genommen werden, sofern diese auf der
Grundlage einer unzureichenden Hand-
reichung erfolgt sei. 

Pflicht zur Herstellung der
Fachkunde?

Das BVerwG verpflichtet den Dienst-
herrn dazu, bei der Delegation von Ar-

beitsschutzpflichten ein Übertragungs-
modell zu wählen, das die fachspezi-
fisch erforderliche Fachkunde des In-
pflichtgenommenen sicherstellt. Der
Dienstherr muss also die potentiellen
Arbeitsschutzverantwortlichen im Vor-
feld ausreichend instruieren. Das
BVerwG verweist diesbezüglich etwa
auf eine Fachkundevermittlung durch
eine präzise Anleitung zur Erstellung ei-
ner Gefährdungsbeurteilung. 

Auch eine arbeitsbereichsspezifische
Unterweisung durch einen betrieblichen
Arbeitsschutzbeauftragten oder externen
Sachverständigen hält das Gericht aus-
drücklich für denkbar. Ob auf Seiten der
Professoren eine korrespondierende
Teilnahmeverpflichtung besteht, erörtert
das dagegen Gericht nicht. Allerdings
betont es an anderer Stelle, dass der

Dienstherr aufgrund seiner Organisati-
onsgewalt die dienstlichen Aufgaben sei-
ner Beamten ändern und erweitern dür-
fe, solange die Gründe hierfür nicht
willkürlich und die verbleibenden Zeit-
räume für die übrigen Dienstaufgaben
amtsangemessen seien. 

Bedenkt man, dass das BVerwG es
der Hochschulleitung ausdrücklich zu-
gesteht, die arbeitsschutzrechtliche Ver-
antwortung auf die Professorenschaft zu
delegieren, sofern sie deren Fachkunde
sicherstellt, wird man nur schwerlich zu
dem Schluss gelangen können, dass es
von vornherein willkürlich ist, wenn die
Hochschulleitung zu eben diesem
Zweck etwa die Teilnahme an sicher-
heitsrechtlichen Schulungen anordnet. 

Hier muss aber der besondere
Schutz des Professorenamtes durch die
Wissenschaftsfreiheit gemäß Art. 5
Abs. 3 GG ins Spiel kommen. Die
Hochschulleitung darf nicht in den
Kernbereich der Wissenschaftsfreiheit
eingreifen. Insofern betont das BVerwG,
dass der Aufwand für die arbeitsschutz-
rechtlichen Aufgaben zusammen mit
den anderen Verwaltungsaufgaben nicht
unverhältnismäßig werden dürfe. Die
zeitliche Beanspruchung müsse so ge-
ring sein, dass ein ausreichender Frei-
raum für die Forschung und Lehre ver-
bleibe. Genaue zeitliche Grenzen legt
das Gericht dabei zwar nicht fest.
Gleichwohl wird man aus den Erwä-
gungen des Gerichts aber durchaus ab-

leiten können, dass eine übermäßige In-
anspruchnahme etwa durch zu häufig
wiederkehrende, inhaltlich überfrachtete
und dem jeweiligen Arbeitsbereich nicht
angepasste Schulungseinheiten zur Her-
stellung einer überobligatorisch weiten
Fachkunde ausgeschlossen sein dürfte. 

Rechtsschutzfragen
Das Urteil des BVerwG entfaltet unmit-
telbare Wirkung nur hinsichtlich der im
konkreten Rechtsstreit angegriffenen
Weisungen; aufgehoben wurden folglich
nur die streitgegenständlichen arbeits-
schutzrechtlichen Verfügungen der be-
klagten Universität. 

Bereits erfolgte arbeitsschutzrechtli-
che Pflichtenübertragungen an anderen
Hochschulen gelten daher zunächst fort.
Aufgrund des Grundsatzes der „Rechts-

bindung der Verwaltung“
müssen sie sich aber an den
Anforderungen messen las-
sen, die das BVerwG aufge-
stellt hat. Gleiches gilt für et-
waige zukünftige Übertra-
gungsverfügungen. 

Bestehen Zweifel an der Rechtmä-
ßigkeit, können die betroffenen Wissen-
schaftler sich zur Wehr setzen. Insoweit
besteht zunächst eine Pflicht zur Re-
monstration. Dies bedeutet, dass die Be-
denken gegen die Rechtmäßigkeit der
Weisung zunächst beim Dienstvorge-
setzten – das heißt in der Regel beim
Rektor bzw. Präsidenten – erhoben wer-
den müssen. Entsprechend können be-
troffene Wissenschaftler ihre Bedenken
gegen die Rechtmäßigkeit der arbeits-
schutzrechtlichen Beauftragung der
Hochschulleitung gegenüber schriftlich
und unter Hinweis auf das Urteil des
BVerwG vom 23.6.2016 darlegen. Be-
stätigt die Hochschulleitung die Anord-
nung, ohne die rechtlichen Zweifel aus-
zuräumen, kann gegen die übertragene
Pflichtenstellung gerichtlicher Rechts-
schutz gesucht werden. 

Das BVerwG führt hierzu aus, dass
die einseitige Übertragung der arbeits-
schutzrechtlichen Pflichten durch die
Hochschulleitung auf beamtete Profes-
soren eine innerorganisatorische Maß-
nahme ohne Verwaltungsaktqualität
darstelle, bei der Rechtsschutz durch die
Erhebung der verwaltungsgerichtlichen
Leistungsklage gewährt werden könne.
Das Begehr ist auf die Rücknahme der
Übertragungsverfügung zu richten. Eine
Klagefrist, binnen derer die Klage zu er-
heben ist, besteht in der Regel nicht.
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»Die Anforderungen an die Fachkunde
dürfen ›nicht überspannt‹ werden.«


